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Kurz informiert

▶▶ HOAI
Mindestsätze: Bundesregierung plant keine „Reaktivierung“

|  Die Bundesregierung wird nicht versuchen, die Mindestsätze der HOAI als 
verbindliche Honoraruntergrenze zu „reaktivieren“. Sie wird kein „Fach-
planergesetz“ auf den Weg bringen, um so die vom EuGH beklagte Inkohä-
renz zu beseitigen. Das hat Dr. Thomas Solbach, Ministerialrat im Bundes-
wirtschaftsministerium, auf der Herbsttagung des AHO am 19.11. in Berlin 
klargestellt.  |

Solbach erklärte in seinem Vortrag „Umsetzung des EuGH-Urteils vom 
04.07.2019 zur HOAI – Überlegungen zur weiteren Vorgehensweise“, dass es 
zum einen lange dauere, bis ein „Fachplanergesetz“ auf den Weg gebracht 
werden könne, um die Inkohärenz zu beseitigen. Das EuGH-Urteil müsse 
aber innerhalb eines Jahres umgesetzt werden. Zum zweiten sei es zweifel-
haft, ob ein solches Gesetz (Ländersache) überhaupt zustande komme. 

Wichtig  |  Die Überlegungen der Bundesregierung gehen deshalb dahin, die 
vom EuGH gekippte Verbindlichkeit der Mindest- und Höchstsätze durch eine 
Regelung zu ersetzen, die an § 4 der deutschen Steuerberatergebührenver-
ordnung (StBVV) angelehnt ist. Die Regelung wird zwei zentrale Bestandteile 
haben: 

�� Ist zwischen Ihnen und Ihrem Auftraggeber nichts anderes geregelt, gilt 
ein bestimmter – von der Bundesregierung noch zu bestimmender – Wert 
(Mindestsatz, Mittelsatz, etc.) als vereinbart. 

�� Zusätzlich müssen Sie den Auftraggeber in Textform darauf hinweisen, 
dass eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform 
vereinbart werden kann. 

Mit einer kompletten Überarbeitung der HOAI wird sich erst die nächste Bun-
desregierung befassen. Damit wird es vor 2023 oder 2024 keine „große HOAI-
Reform“ geben. 

Regelung in der 
Steuerberatergebüh-
renverordnung soll 
zum Vorbild dienen

▶▶ Honorarermittlung
Nachträgliche Kostenberechnung: Welche Kosten gelten hier?

|  Ein Leser fragt: Auf welchem Kostenstand müssen nachträglich erstellte 
Kostenberechnungen oder -schätzungen für die Honorarermittlung basie-
ren?  |

Antwort  |  Die Lösung finden Sie in einer alten Entscheidung des OLG Hamm 
(Urteil vom 22.01.2004, Az. 23 U 22/03, Abruf-Nr. 052459). Dort steht der Satz: 
„Die Richtigkeit einer Kostenermittlung richtet sich nach den im Zeitpunkt 
ihrer Aufstellung realistisch zu erwartenden Kosten.“ Es geht bei der nach-
träglichen Kostenberechnung also immer um die Kosten, die zum Zeitpunkt 
dieser Kostenermittlung gelten. Das gilt übrigens nicht nur für nachträgliche 
Kostenberechnungen, sondern auch für nachträgliche Kostenschätzungen. 
Eine solche kann fällig werden, wenn eine Kostenberechnung wegen Ver-
tragsbeendigung nicht mehr geschuldet war (dazu zählt auch eine vorzeitige 
Kündigung).

Leser fragen, die 
Redaktion antwortet


